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Der Beitrag fragt zunächst nach den gesellschaftsgeschichtlichen Voraussetzungen von Curricula als staatlichen Steuerungselementen von Unterricht und streift dann die politischen Leistungen, die in Deutschland im 19. und 20. Jahrhundert von den Schulen zur Herstellung von Untertanenloyalität bis zur Todesbereitschaft erwartet wurden. Im Hauptteil wird an einem exemplarischen Durchgang durch die Lehrplangeschichte der Bundesrepublik herausgearbeitet, durch welche charakteristischen Modellierungen von Bürgerrollen, Handlungsfeldern und Perspektiven der Weltwahrnehmung die jeweiligen Pläne die Heranwachsenden als künftige Bürger entwerfen. Abschließend rückt der gegenwärtige Paradigmenwechsel von einer „Input-Steuerung“ zu einer „Output-Steuerung“ von Schule in den Blick und damit die noch offene Frage, ob Lehrpläne in Zukunft durch Bildungsstandards verdrängt werden oder etwa durch „Kerncurricula“ ersetzt werden.

Begriff und historische Voraussetzungen

Der Begriff Curriculum (pl. Curricula) wird im folgenden als Oberbegriff für staatliche Regelungen verwendet, welche durch die Festlegung von Unterrichtsinhalten und deren Abfolge sowie von Unterrichtszielen den Unterricht des öffentlichen Schulwesens (fachlich) vereinheitlichen und gestalten wollen. Ob für die jeweilige Regelung von deren Urhebern die Bezeichnung Lehrplan oder Rahmenplan oder Richtlinie oder Rahmenrichtlinie oder Curriculum gewählt wurde oder wird, ist in der Regel situationsabhängig und kann daher hier außer Betracht bleiben.

Curricula in diesem Sinn gehören in den Entstehungszusammenhang des modernen Staates; dessen Entstehung wiederum ist eng mit dem weltgeschichtlichen Übergang von der agrarischen zur industriellen Produktionsweise verknüpft. Beider Voraussetzung ist ein langer Prozess der Modernisierung seit dem 14. Jahrhundert, in welchem die Individuen aus der geburtsständischen, jenseitig legitimierten Gesellschaftsordnung Zug um Zug sich freigesetzt und auf sich selbst verwiesen sahen. Sollten sie sich mit einer gewissen Selbständigkeit in der Welt bewegen können, mussten sie mehr über sie wissen und mehr können, als sie in der nachahmenden Aneignung ihrer Nahumgebung erwerben konnten. Eine elementare, standardisierte Bildung der Bevölkerung wurde, wie etwa das Allgemeine Landrecht für die preußischen Staaten von 1794 zeigt (v. Friedeburg 1989, S. 36f.), auch von noch absolutistischer staatlicher Herrschaft für unumgänglich gehalten, wenn die Umwandlung aus einem Personenverbandsstaat mit gestufter Abhängigkeit in einen Territorialstaat gelingen sollte, der auf Fleiß und Initiative seiner Bevölkerung, also ihr Steueraufkommen, angewiesen war. Weil die Menschen Initiative und Produktivität entfalten, aber doch zugleich Untertanen bleiben sollten, ist die Einrichtung eines staatlichen Schulwesens für alle einschließlich seiner Organisationsmittel, also der Schulordnungen mitsamt der Curricula, mit dem „Widerspruch von Bildung und Herrschaft“ (Heydorn 1970) aufs Engste verknüpft. Und dies tritt umso mehr hervor, je deutlicher mit Aufklärung und Französischer Revolution ein alternatives Modell politischer Vergesellschaftung sich abzeichnete, nach welchem der Staat als Republik politische Organisationsform einer selbstbestimmten bürgerlichen Gesellschaft sein konnte. Auch die preußischen Reformen des frühen 19. Jahrhunderts einschließlich der Bildungsreformen etwa gehen deshalb als Reformen innerhalb eines Obrigkeitsstaats, trotz des schlüssigen Allgemeinbildungskonzepts Wilhelm von Humboldts, ganz auf die Herstellung einer limitierten, auf die persönliche Rechts- und ökonomische Handlungsfähigkeit der Individuen beschränkten bürgerlichen Gesellschaft.

Politische Erziehung als Loyalitätssicherung

Politische Bildung im Sinne einer Entfaltung politischen Urteilsvermögens kommt aus der Perspektive staatlicher Schulorganisation im Deutschland des 19. Jahrhunderts nicht in Betracht. Wohl aber zeigt der Staat ein starkes Interesse, Schule als Instrument der Loyalitätssicherung, also der Sicherung des Einverständnisses der Untertanen mit dem Untertanenstatus zu nutzen. Während die Stiehlschen Regulative, in Preußen als Antwort auf die Revolution von 1848 erlassen, dies durch eine religiöse Durchdringung des gesamten Unterrichts erreichen wollen, der „die Kinder schon früh sich als Glied einer von Gott geordneten Gemeinschaft erkennen lässt“ (zitiert nach Sander 1989, S. 36), setzt Wilhelm II, „um der Ausbreitung sozialistischer und kommunistischer Ideen entgegenzutreten“, darüber hinaus auf die „vaterländische Geschichte ..., um zu zeigen, wie die Monarchen Preußens es von jeher als ihre besondere Aufgabe betrachtet haben, der auf die Arbeit ihrer Hände angewiesenen Bevölkerung den landesväterlichen Schutz angedeihen zu lassen (Allerhöchste Order“ v. 1. 5. 1889, zitiert nach Sander 1989, S. 40f).

Neben Religion und Tradition tritt ein zunehmend aggressiver völkischer Nationalismus als  Loyalitätsressource. Im Wilhelminismus  als Reichsideologie des 1871 gegründeten Deutschen Kaiserreichs entfaltet, wird er zur Grundlage der Massenmobilisierung im ersten Weltkrieg, überdauert den Zusammenbruch der Monarchie und wird zur Leitwährung des antidemokratischen Denkens in der Weimarer Republik, auch der von einem Ausschuss beim Reichsinnenministerium 1923 vorgelegten Richtlinien zur Gestaltung des staatsbürgerlichen Unterrichts: Sie wollten „das deutsche Volkstum“ zur „Grundlage des staatsbürgerlichen Unterrichts“ machen (zitiert nach Sander 1989, S 59). Weder diese noch andere Richtlinien traten in der Weimarer Republik in Kraft; das Gebot zur Einführung eines Fachs Staatsbürgerkunde, welches die Reichsverfassung von 1919 immerhin enthalten hatte, wurde nur in einigen  Ländern umgesetzt. Die nationalsozialistische Schulpolitik bedurfte eines eigenen Fachs für politische Bildung schon gar nicht. Sie setzte auf eine massive Durchdringung aller Fächer mit einem dichotomischen Weltbild, welches auf der Grundlage eines nun rassistisch gewendeten völkischen Nationalismus und einer strikt partikularistischen Moral der Heranwachsenden mit einer starken Bindung und Opferbereitschaft nach innen und aggressiver Energie und Tötungsbereitschaft nach außen ausstatten sollte (Platner 1983). Mehr noch als die Fachinhalte selbst – insbesondere in Deutsch, Biologie und Geschichte – wirkten  die auf  erhebende Gemeinschaftserlebnisse zielenden Schulfeiern (Rossmeissl 1985) und die Aktivitäten der Hitler-Jugend in die Richtung eines permanenten emotionalen Ausnahmezustands, der Reflexion und Distanz ausschließen sollte.

Lehrpläne politischer Bildung in der Bundesrepublik seit 1949: Institutionenvertrauen oder Urteilsfähigkeit?

Es unterstreicht den Eigensinn von politischer Bildung, dass sie als eigenes Fach mit eigenen Lehrplänen erst unter gesellschaftlichen und politischen Bedingungen sich etablieren kann, unter denen es primär nicht mehr auf Loyalitätserzeugung, sondern auf Urteilsbildung ankam. Nicht, dass die staatliche Schulpolitik in den Ländern der Bundesrepublik (nur sie werden hier betrachtet, weil der ganz andere Lehrplantypus der DDR  auf gegenwärtige Konzeptionen keinen Einfluss mehr hat) mit ihren Lehrplänen für die Fächer politischer Bildung nicht auch auf die Herstellung von Loyalität zielte; doch unter demokratischen Bedingungen ist Loyalität  ohne Verwirklichung bürgerlicher Teilhabe kaum zu haben. Gleichwohl lässt sich die Lehrplangeschichte der Bundesrepublik entlang des Spannungsverhältnisses von Loyalitätserzeugung und Teilhabe darstellen oder – spezifischer – entlang der Frage: ob die Erzeugung von Institutionenvertrauen oder der Aufbau von politischer Partizipationsfähigkeit den inneren Orientierungspunkt des jeweiligen Planes bildet. Letzteres bildete in der vom amerikanischen Pragmatismus inspirierten Vorstellung von Demokratie als Lebensform auch den Fluchtpunkt der im Westen besonders einflussreichen reeducation-Politik der amerikanischen Besatzungsmacht zwischen 1945 und 1949. Die Impulse der reeducation wurden in einigen Bundesländern, darunter in Hessen, entschiedener aufgegriffen. Dies ist einer der Gründe, warum die Geschichte der Lehrpläne politischer Bildung als eine Geschichte  politischer und gesellschaftlicher Auseinandersetzungen sich am besten am Beispiel des Landes Hessen darstellen lässt. Der andere, noch wichtigere Grund besteht darin, dass Hessen in der Reformphase der sechziger, siebziger Jahre nicht nur zu den Ländern gehörte, die den seit der reeducation virulenten Gedanken der Gesamtschule als einer der Demokratie angemessenen Schulform aufgriffen und vorantrieben, sondern auch auf der Grundlage einer ganz neuen Curriculum – Konzeption in den Rahmenrichtlinien Gesellschaftslehre das avancierteste curriculare Konzept politischer Bildung vorlegte. Diese besondere Stellung Hessens drückt sich auch darin aus, dass die Curriculum-Geschichte dieses Landes wie keine andere zum Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen geworden ist. ( Bergmann/Pandel, 1975, Haller o.J., Steffens 1984, v. Friedeburg 1989)                                        Unter dem hier besonders interessierenden Gesichtspunkt, welche demokratietheoretischen und politikdidaktischen Präferenzen sich in den curricularen Grundentscheidungen niederschlagen, lässt sich am Beispiel hessischer Lehrplangeschichte seit 1949 folgendes festhalten:

Die Politiklehrpläne sind, auch wenn dies dem jeweiligen Anspruch zuwider läuft, ausgeprägt zeitgebunden. In ihren Politik-, Gesellschafts- und Erziehungsbildern schreiben sich die Hegemonien der Selbstverständigungs- und Deutungsmuster der Zeit deutlich ein. Das zeigt sich in der unaufgelösten Disharmonie von kosmopolitischer Rhetorik und völkischer Rückbindung in den Richtlinien von 1949 ebenso wie der durchgehenden Entschiedenheit der Einordnung in das zweigeteilte Weltbild des Kalten Krieges 1956, im strukturbildenden Interesse an der emanzipativen Eroberung öffentlicher Handlungsräume für die Subjekte 1972, an der Entwicklung transnationaler und weltgesellschaftlicher Perspektiven 1995 ebenso wie an deren Wiedereinziehung und Rezentrierung auf nationalstaatliche Perspektiven 2002 durch eine Landesregierung, an deren Wiege die geschürte Angst vor der Zuwanderung, der Globalisierung im eigenen Hause stand. 

Wenn Politikunterricht Heranwachsende demokratiekompetent machen soll, ist entscheidend, wie die Bürgerrolle ausgestaltet wird: eher aktiv und engagiert oder passiv und rezipierend, eher im Sinne des liberalen bourgeois, der als Privatperson erwartet, dass der Staat den Freiraum seines wirtschaftlichen Handelns schützt, oder eher als republikanischer citoyen, der Politik als eigenes öffentliches Handeln begreift und in Anspruch nimmt, schließlich, ob er demkratische Legitimität durch eigene Beteiligung, also „inputorientiert“, oder durch Registrieren und Billigen der Ergebnisse des politischen Prozesses, also „outputorientiert“, erzeugt sehen will. Auch unter diesen Gesichtspunkten lassen sich die untersuchten Lehrpläne deutlich profilieren. Die Lehrpläne von 1956 und 2002 gehen von einer eher durch den „Output“ zu erzeugenden Legitimität aus und wollen die Heranwachsenden daher auf eine Bürgerrolle vorbereiten, der ein im wesentlichen durch Institutionenwissen gesichertes Vermögen zu nachträglichem Urteil genügt. Die Lehrpläne von 1972 und 1995 hingegen sind deutlich an der Heranbildung eines republikanischen citoyen orientiert, der bereits an dem Prozess politischer Selbststeuerung der Gesellschaft teilnimmt und deren Ergebnisse eben wegen seiner Teilnahme – also „inputorientiert“ – für legitim hält. Der erste Nachkriegslehrplan, die Richtlinien von 1949, wollte zwar die Subjekte deutlich gegen den Staat stark machen, sie aber zugleich eng in die „natürlichen Gemeinschaften“ einbinden, wollte deklaratorisch den „citoyen“ und konnte sich doch vom „Volksgenossen“ noch nicht trennen.

Diese Unterschiede bilden sich auch an der Frage ab, ob das Handlungsfeld der Politik vorrangig in der gesellschaftlichen und politischen Öffentlichkeit (1972, 1995) oder in staatlichen und überstaatlichen Institutionen (1956, 2002) gesehen wird.  Daran entscheidet sich auch, auf welchem Feld und in welcher Rolle die Heranwachsenden lernen sollen: ob sie in die Sphäre öffentlicher Selbstverständigungsdiskurse der Gesellschaft als Handlungsfeld öffentlicher Politik (1972, 1995) oder in das Verständnis von Institutionenhandeln (1956, 2002) eingeführt werden sollen. Dies schlägt sich deutlich in den Schwerpunktbildungen der Themenkataloge  und in der Perspektive nieder, aus der das jeweilige Thema als Gegenstand des Lernens gedacht ist (eher institutionenorientiert oder eher diskurs- und problemorientiert).

Als wichtiges Unterscheidungsmerkmal erweist sich schließlich die Perspektive der Weltwahrnehmung. Politische, gesellschaftliche und ökonomische Verhältnisse jenseits des Nationalstaats können aus einem Blickwinkel wahrgenommen werden, dessen Position inmitten nationalstaatlicher Verhältnisse zweifelsfrei und unverrückbar sein will. So versenkt der Plan von 1949 den Blickwinkel der Weltwahrnehmung tief  in die „natürlichen Gemeinschaften“, damit sich nur schwache Konturen des Nationalstaats und zugleich eine aus ethnischen Einheiten mit wechselseitigem Respekt gebildete Welt zeigen. Der Plan von 1956 hingegen exponiert zwar die Individuen in einer Frontposition des inneren und äußeren Kalten Krieges, aus der sie eine zweigeteilte und moralisch eindeutig geordnete Welt wahrnehmen, unterwirft sie aber zugleich dem patriarchalischen Schutzverhältnis einer autoritär gedachten Demokratie und ihrer Perspektivik.  Der Plan von 2002 schließlich ist durch eine Perspektive der Weltwahrnehmung geprägt, aus der die überall aufreißenden nationalstaatlichen Horizonte schleunigst wieder geschlossen oder durch einen europäischen Horizont überspannt werden müssen. Diese Art der Weltwahrnehmung aus der Zentralperspektive des Nationalstaats war in den Richtlinien von 1972 und 1995 aufgegeben worden. In ihnen waren die Anstöße zur Dezentrierung eingelebter Perspektiven, wie sie von einer bis in die Lebenswelten wirkenden Herausbildung transnationaler Öffentlichkeiten und Vergesellschaftungen ausgehen, als Lernchancen begriffen worden, und sie hatten Wahrnehmungsweisen angelegt, in welchen sich die transnationalen und transgesellschaftlichen Zusammenhänge wie selbstverständlich als neue Achsen der gesellschaftlich produzierten Welt zeigten.

Nicht nur, weil sich an ihnen eine der wichtigsten kultur- und bildungspolitischen Selbstverständigungsdebatten der Bundesrepublik entfaltete (Köhler 1973 , Lübbe/Nipperdey 1974,  Bergmann/Pandel 1975), bilden die „Rahmenrichtlinien Gesellschaftslehre von 1972“ eine für Politikdidaktik besonders aufschlussreichen Gegenstand, sondern auch, weil sie einer Curriculum-Theorie folgte, die Lehrpläne viel weniger als Steuerungsinstrument des Staates als als einen Anwendungsfall diskursvermittelter Selbststeuerung der Gesellschaft begriff. Unter dem programmatischen Titel „Bildungsreform als Revision des Curriculums“ hatte Saul B. Robinsohn zuerst 1967   ein ganz neues Lehrplanverständnis skizziert, dessen Kerngedanke darin bestand, den bisherigen Bildungskanon (von „Bildungsgütern“ hatte etwa der hessische Plan von 1956 gesprochen) durch einen institutionalisierten Diskurs zu ersetzen, in welchem Experten und interessierte Öffentlichkeit jeweils klären sollten, was im Horizont sich verändernder Gesellschaft zu lernen wichtig sei, also zu „Lernzielen“ werden sollte. Ein über derart mit gesellschaftlicher Selbstverständigung verknüpfte Lernziele gesteuerter Unterricht würde Inhalte nicht mehr nach Kanon, sondern nach ihrer Relevanz für Lernziele auswählen. Damit erweiterten sich Spielräume und Anforderungen für die Lehrkräfte nicht nur hinsichtlich der Gestaltung des Unterrichts, sondern auch hinsichtlich ihrer Beiträge zur erwünschten Revision des Curriculum. Curriculum, so lässt sich zusammenfassend sagen, war nach diesem Verständnis kein materialisierter Lehrplan, sondern öffentlicher Reflexions- und Erfahrungsprozess der Beteiligten , im Prinzip der Gesellschaft. An der Leidenschaft, mit der dies die insbesondere durch die Rahmenrichtlinien Gesellschaftslehre ausgelösten Fragen über Jahre hinweg debattierte (noch der Beutelsbacher Konsens“ 1976 und der Kongress „Mut zur Erziehung“ 1978 sind Folgen dieser Debatte), zeigte sich, dass die Frage, was Schüler lernen sollen, welches also ihr Curriculum sein solle, das Selbstverständnis der Gesellschaft dieser Jahre im Nerv traf.

Zwar hatte die Auseinandersetzung über die Rahmenrichtlinien Gesellschaftslehre nur Hessen betroffen, sie war aber bundesweit geführt worden, hatte also in Augen aller Beteiligten für die damalige Bundesrepublik exemplarischen Charakter. Ihr längerfristiges Ergebnis war, wie man an einem Mitte der neunziger Jahre erarbeiteten Überblick (Balser / Nonnenmacher 1997) entnehmen kann, ein stillschweigender Kompromiss: Zwar hatte das dynamische Curriculum-Konzept Robinsohns, welches Curricula eng mit gesellschaftlichen Diskursen verknüpfen wollte, ausgespielt und Lehrpläne waren nun wieder unstreitig Verordnungen des Staates zur Steuerung des Unterrichts. Doch bleibt auf der Zielebene ein deutlicher Vorrang emanzipatorischer Orientierung, also an Mündigkeit, Urteils- und Partizipationsfähigkeit der Subjekte erhalten, wenngleich eine Minderheit der Länder (Bayern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) Institutionenvertrauen mindestens gleichgewichtig daneben setzt. Darüber hinaus blieben gewisse Elemente von Offenheit und Transparenz der Anlage erhalten. Die Lehrpläne dieser Generation (der neunziger Jahre) sind in der Regel in einen Allgemeinen Teil, der Zielbestimmungen, Verknüpfungen mit rechtlichen Grundlagen und didaktische Orientierungen enthält, und einen Besonderen oder Unterrichtspraktischen Teil gegliedert, der meist aus Themenblättern besteht, die das jeweilige Thema auf Zielsetzungen hin begründen, nach Aspekten und Erschließungskategorien ausdifferenzieren und methodische Hinweise geben, gelegentlich auch Hinweise auf fächerübergreifende Potenziale. Wenn auch in der Anlage vergleichbar, spiegeln die Lehrpläne der neunziger Jahre deutliche Unterschiede der Realisierungsmöglichkeiten politischen Lernens. Sie drücken sich vor allem darin aus, ob und wie die nach wie vor vorherrschenden Unterschiede der Schulformen – d.h. im wesentlichen die Dreigliedrigkeit des Schulwesens – sich niederschlagen, in welchem Umfang die Pläne den Lehrern und Lehrerinnen eigene Spielräume der Gestaltung lassen, ob ein reflektierter Lernaufbau erkennbar ist und in welchem Umfang fächerintegratives oder fächerübergreifendes Lernen angebahnt ist.

Von der Input-  zur Output-Steuerung: Lösen Bildungsstandards Lehrpläne ab?

Internationale Leistungsvergleiche wie PISA und die Debatte über ihre Ergebnisse haben die Frage der Curricula in einen ganz neuen Zusammenhang gerückt. Die Internationalisierung der Horizonte, die Fortschritte der empirischen Bildungsforschung und die Ökonomisierung der Wertvorstellungen haben den Boden für einen Paradigmenwechsel bereitet, der einen Kern betriebswirtschaftlichen Denkens schon terminologisch offen legt: Es gehe darum, das Schulsystem vom Modus der „Input-Steuerung“ auf einen Modus der „Output-Steuerung“ umzustellen. Damit ist, wie es in der einflussreichen Klieme-Expertise (Klieme 2003) heißt, gemeint, dass das Bildungssystem, welches „bislang ausschließlich durch den ‚Input’ gesteuert (wurde), d.h. durch Haushaltspläne, Lehrpläne und Rahmenrichtlinien, Ausbildungsbestimmungen für Lehrpersonen, Prüfungsrichtlinien, usw.“ von nun an „sich am ‚Output’ orientieren (soll), d.h. an den Leistungen der Schule, vor allem an den Lernergebnissen der Schülerinnen und Schüler“ (ebd. S. 11f). Auch im Verständnis dieser Expertise ist der Paradigmenwechsel hin zur Output-Steuerung Teil eines Wertewandels, nach welchem alle Leistungen, auch die des Staates, ökonomisierbar, d.h. zunächst messbar sein müssen. Messbarkeit aber setzt standardisierte, d.h. situationsunabhängige Maßstäbe voraus. Eben diese Maßstäbe sollen die „nationalen Bildungsstandards“ ein. Sie müssen nach Auffassung der zu ihrer Entwicklung berufenen Kommission folgende drei wesentlichen Aufgaben erfüllen: Sie „orientieren sich an Bildungszielen“, sie „konkretisieren die Ziele in Form von Kompetenzanforderungen“, und transformieren diese in „Aufgabenstellungen und schließlich Verfahren, mit denen das Kompetenzniveau, das Schülerinnen und Schüler tatsächlich erreicht haben, empirisch zuverlässig erfasst werden kann“ (ebd. S. 20, 21, 23). Nicht die Festlegung und Begründung von Bildungszielen interessiert die Expertise besonders – sie werden als in den Lehrplänen erledigte Aufgaben vorausgesetzt –, sondern die Entwicklung von „Kompetenzmodellen“, in denen die „Grunddimensionen der Lernentwicklung in einem Gegenstandsbereich“ (ebd. S. 21), d.h. in einem Fach, gestuft und in den Abstufungen durch geeignete Testverfahren überprüfbar dargestellt sein müssen.

Über solche fachlichen „Kompetenzmodelle“ und „Kerncurricula“ sollen Bildungsstandards entstehen, in denen die Grundprinzipien der Disziplin bzw. des Unterrichtsfachs klar herausgearbeitet sind, sich auf diesen Kernbereich konzentrieren, mithin „die grundlegenden Begriffsvorstellungen ..., die damit verbundenen Denkoperationen und Verfahren und das ihnen zuzuordnende Grundlagenwissen“ (S. 26) erfassen. Die Expertise plädiert dafür, Bildungsstandards als Mindeststandards anzulegen, also als Fixierung dessen, was alle Schülerinnen und Schüler eines Jahrgangs in einem Fach mindestens zu lernen  hätten.

Für den Bereich der Politischen Bildung hat die Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Jugend- und Erwachsenenbildung (GPJE) sehr rasch, bereits 2004, einen als „Entwurf“ bezeichneten Text „Nationale Bildungsstandards den Fachunterricht in der Politischen Bildung an Schulen“ (GPJE 2004)vorgelegt. Überraschend ist, dass dieser Entwurf den gerade für politische Bildung als allgemeine staatsbürgerliche Bildung besonders einleuchtenden Vorschlag, Bildungsstandards als Mindeststandards zu konzipieren, nicht reflektiert. Er bietet eine knappe, additiv verfahrende Darstellung konventioneller, d.h. weithin konsensualer Kernbestände des Fachs Politische Bildung und – nach Schulstufen und Schulformen gegliedert – auf Abschlüsse bezogene Bildungsstandards sowie eine Sammlung von Aufgabenbeispielen. Gewiss kann man – mit einem der Autoren – in Schnelligkeit, Konventionalität und Abschluss(Prüfungs-)bezug einen Ausdruck von Realismus sehen (Sander 2005, S. 33ff); gestützt würde diese Sichtweise durch die in den Kultusministerien ohnehin vorherrschende Tendenz, Bildungsstandards pragmatisch als Standards für Abschlussprüfungen und Vergleichsarbeiten zu verstehen, über die sich Unterrichtsrealität sehr viel effektiver steuern lässt als über Lehrpläne, die darüber vollends zu schattenhaften Präambeltexten würden. Jedenfalls entfällt auf diesem von den Kultusministerien de facto eingeschlagenen und im GPJE-Entwurf imitierten Weg die in der Konstruktion der Klieme-Expertise angelegte Herausforderung, auf die Eigenlogik der Fächer, die in ihnen angelegte Weltsicht unter der Bedingung ihres Kernbestands zu reflektieren und diese in notwendige Kompetenzen für heute Heranwachsende zu übersetzen. Eine verwaltungsmäßige Ausübung von Standardsetzungen „als einseitiger Top-Down-Prozess“ (v. Machui 2005, S. 78) droht daher die beiden wirklich ergiebigen Quellen von didaktisch-curricularer Produktivität zu verschütten, wie sie in der Curriculum-Geschichte der Nachkriegszeit deutlich wurden: den öffentlichen Diskurs darüber, was Schüler lernen sollen, und „die konsequente und kontinuierliche Arbeit von Lehrerteams und Fachkonferenzen“, des – wie Thomas v. Machui mit Blick auf die Potenziale der Schulen sagt -  „’schlafenden Riesen’ der Unterrichtsentwicklung“ (v. Machui 2005, S. 79). In dieser Hinsicht durchaus ergiebiger und anregungsreicher könnte eine Debatte über die von einer Autorengruppe vorgelegten Vorschläge für ein sozialwissenschaftliches Kerncurriculum für die Oberstufe sein ( Behrmann/Grammes/Reinhardt 2004a). Hier so wie in den zugehörigen Veröffentlichungen der Autoren ( Behrmann/Grammes/Reinhardt 2004b; Grammes 2005)   werden Thesen, Ideen und Konzepte argumentierend als Diskurs-Angebote vorgelegt. Wie weit beide Entwürfe steuerndes Handeln der Bildungsverwaltungen zu beeinflussen vermögen, muss derzeit offen bleiben.
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